
Landeshauptstadt Magdeburg 
Stellungnahme der Verwaltung Stadtamt Stellungnahme-Nr. Datum 

öffentlich FB 34 S0190/25 29.04.2025 
zum/zur 

 
F0105/25 – SR Noah Biswanger, SR Robert Fietzke Fraktion Die Linke 

 
Bezeichnung 

 
Bearbeitungsdauer in der Ausländerbehörde 
Verteiler                                                                                                                                         Tag 
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Zur Anfrage F0105/25 nimmt die Verwaltung wie folgt Stellung: 

 

1. Wie hoch beziffern sich die durchschnittlichen Bearbeitungsdauern zum 

a. Aufenthalt zum Zweck der Ausbildung (§§ 16 - 17 AufenthG)? 

 

Antwort zu a) 

Die aktuelle Bearbeitungszeit liegt zwischen 6 bis zu 18 Monaten und ist abhängig von 

der personellen Besetzung, der Anzahl neu eingehender Anträge und Anfragen und 

der Mitwirkung der Antragsteller. Die Fallzahlen steigen ganzjährig, u.a. ist 

festzustellen, dass vermehrt Studenten, Studienkollegteilnehmer, aber auch 

qualifiziert Erwerbstätige mit Studien- und Arbeitsort im Raum Berlin – Brandenburg, 

in Niedersachsen und dem Landkreis Harz als Hauptwohnsitz Magdeburg wählen 

(Gründe sind u.a. die gute Anbindung ÖPNV, verfügbarer und bezahlbarer 

Wohnraum). Aufgrund der hohen Antragszahlen wird nach Ablauf der Gültigkeit des 

Aufenthaltstitels gearbeitet. 

 

b. Aufenthalt zum Zweck der Erwerbstätigkeit (§§ 18 ff. AufenthG)? 

 

Antwort zu b) 

Die durchschnittliche Bearbeitungszeit in der Arbeitsgruppe Erwerbstätigkeit liegt 

regulär bei 4 Wochen bis zu 3 Monaten. Aktuell verlängern sich die 

Bearbeitungszeiten, da die Mitarbeitenden die Arbeitsgruppe Studium und Ausbildung 

unterstützen, so dass die Bearbeitungszeit auf 2 bis zu 6 Monate gestiegen ist. 

Aufgrund der hohen Antragszahlen wird auch hier nach Ablauf der Gültigkeit des 

Aufenthaltstitels gearbeitet. 

 

c. Aufenthalt aus völkerrechtlichen, humanitären oder politischen Gründen  

(§§ 22-26, 104a, 104b AufenthG)? 

 

Antwort zu c) 

Die humanitären Aufenthaltstitel werden in zwei Teams bearbeitet. Die tatsächliche 
Arbeitszeit ist von den Tatbestandsvoraussetzungen des Aufenthaltstitels abhängig. 
So werden Aufenthaltstitel, die im Rechtsanspruch zu erteilen sind, wie z. B § 25 Abs. 
2 1.und 2. Alt. AufenthG innerhalb von 20 Minuten entschieden und andere 
Aufenthaltstitel, z. B. § 25 b AufenthG können auch bis zu 6 Stunden Arbeitszeit 
beanspruchen. Hinzu kommen Anfragen an die Sicherheitsbehörden, die Anforderung 
von Unterlagen etc. Die o.g. Arbeitszeit bezieht sich nur auf den 
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Entscheidungsprozess. Auch in diesen Bereichen arbeiten die Mitarbeitenden 
priorisiert die in Kürze ablaufenden Aufenthaltstitel ab. Zu dieser Zeit kommen die 
Aufnahme biometrischer Daten und die Produktionszeit der Bundesdruckerei und die 
Ausgabevorbereitung bzw. -zeit hinzu. 

 

d. Aufenthalt aus familiären Gründen (§§ 27-36a AufenthG) 

 

Antwort zu d) 

Der Aufenthalt aus familiären Gründen knüpft immer an die stammberechtigte Person 

an, so dass zuerst über den Aufenthalt des Ausländers zu entscheiden ist, zu dem der 

Nachzug erfolgt. Da die Lebensunterhaltssicherung in der überwiegenden Anzahl der 

Fälle zu berechnen ist, besteht ein erhöhter zeitlicher Aufwand (§ 30 AufenthG). 

Ansonsten gilt, wie in allen Teams die priorisierte Bearbeitung nach Ablaufdatum des 

Aufenthaltstitels.  

Bearbeitungsdauer 2 Monate – 12 Monate 

 

2. In wie vielen Fällen wurde eine Verlängerung des Aufenthaltstitels jeweils seit 2020 

abgelehnt? Bitte jahrweise die Gesamtzahl der Verlängerungsanträge zum Aufenthalt, 

Anzahl der Bewilligungen und Ablehnungen je Jahr, beginnend 2020, darstellen. 

 

Antwort zu 2. 

Eine valide Beantwortung der Anfrage ist nicht möglich, da statistisch nicht ausgewertet 

werden kann, ob der jeweilige Antrag in dem Jahr beschieden wurde, in dem er gestellt wurde. 

Es ist somit nur feststellbar, wie viele Fälle entschieden wurden und wie viele Fälle abgelehnt 

wurden, sowie die Anzahl der fiktiv verlängerten Aufenthaltstitel (weil z. B. die Unterlagen 

nicht vollständig waren, kein gültiger Pass vorlag oder Mitteilungen der Sicherheitsbehörden 

einer abschließenden Entscheidung entgegenstanden).  

 

Jahr Erteilung / Verlängerung 

Aufenthaltserlaubnis oder 

Niederlassungserlaubnis 

Fiktionswirkung Ablehnung eines Antrags 

auf Erteilung / 

Verlängerung 

Aufenthaltserlaubnis oder 

Niederlassungserlaubnis 

2020 7657 3956 144 

2021 8740 5649 203 

2022 13380 (Ukrainekrieg) 7806 80 

2023 9315 5937 161 

2024 10265 4113 179 

2025  

(Stand 

10.04.2025) 

3201 1337  

 

 

3. Wie viele Anträge auf eine Niederlassungserlaubnis gem. § 9 Abs. 2 AufenthG wurden 

seit 2020 je Jahr gestellt? Wie viele wurden davon jeweils bewilligt bzw. abgelehnt? 

Wie hoch bemisst sich die durchschnittliche Bearbeitungsdauer? 
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Antwort zu 3. 

Jahr Erteilung Ablehnung 

2020 53 5 

2021 40 8 

2022 37 4 

2023 37 3 

2024 33 7 

 

Bearbeitungsdauer / Liegezeit 1 – 24 Monate 

 

4. Wie viele Anträge auf Erlaubnis zum Daueraufenthalt – EU gem. § 9a AufenthG wurden 

seit 2020 je Jahr gestellt? Wie viele wurden davon jeweils bewilligt bzw. abgelehnt? 

Wie hoch bemisst sich die durchschnittliche Bearbeitungsdauer? 

 

Antwort zu 4. 

Jahr Erteilung Ablehnung 

2020 1 0 

2021 3 0 

2022 6 0 

2023 6 0 

2024 10 0 

 

Bearbeitungsdauer / Liegezeit 1 – 24 Monate 

 
5. Wie lang erstrecken sich im Durchschnitt die Dauer der Verfahren für Aufenthaltstitel, 

Duldungen und Niederlassungserlaubnisse bzw. Erlaubnisse zum Daueraufenthalt – 

EU? Auf welches Datum gehen in den jeweiligen Fällen die am weitest zurückliegenden 

eingegangenen Anträge vor? 

 
Antwort zu 5. 
Hierzu können keine validen Aussagen getroffen werden. Die Ausländerbehörde nutzt ein 
sehr altes Fachverfahren, dem diese Daten nicht entnommen werden können. (Im Mai ist die 
Kickoff Veranstaltung für das neue Fachverfahren geplant, welches 2026 eingeführt werden 
soll.) 
Die Ausländerbehörde priorisiert die Bearbeitung der Anträge überwiegend nach dem Ablauf 
der Gültigkeitsdauer der bisherigen Entscheidung. Duldungsinhaber, die in kürzeren 
Zeiträumen in der Ausländerbehörde einen Termin erhalten müssen, werden bei der 
jeweiligen Vorsprache wieder terminiert.  
Die tatsächliche durchschnittliche Bearbeitungszeit (reine rechtliche Prüfung) liegt bei ca. 150 
Minuten. 

 
6. Wie gestaltet sich die Personalsituation im Einzelnen in der Ausländerbehörde? Wie 

viele Personalstellen sind mit Stand 13.03.2025 besetzt und wie viele Stellen nicht? Wie 

viele Stellen sind ausgeschrieben?  

 
Antwort zu 6. 
Die Ausländerbehörde ist eine zentrale Organisationseinheit im Mittelpunkt des 
Migrationsgeschehens und Ansprechpartner, Berater sowie Sachbearbeiter in fast jeder 
Lebenslage. Das Migrationsgeschehen ist sehr dynamisch und die damit verbundenen 
Aufgaben des Personals sind stetigen Änderungen unterworfen. 
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Zum Stand 13.03.2025 sind im Fachbereich 34-Ausländerbehörde 94 Stellen verortet. Davon 
sind 80 Stellen besetzt und 14 Stellen unbesetzt. Entsprechend der organisatorischen 
Freigabe befinden sich 5 Stellen im Besetzungsprozess (Ausschreibung, Auswahlprozess, 
Einstellungsprozess). Einige dieser Stellen unterliegen mehrfachen 
Stellenbesetzungsversuchen. 

 
7. Wie lässt sich die Bewerbungssituation auf offene Stellen, wie unter 6. erfragt, 

beschreiben? Wie hoch beziffert sich der durchschnittliche Zeithorizont, bis Stellen in 

der Ausländerbehörde nachbesetzt werden können?  

 

Antwort zu 7. 

Resultierend aus geringen Bewerbungseingängen auf Stellenangebote werden 
Ausschreibungsfristen teils mehrfach verlängert oder Stellen wiederholt zur Besetzung 
ausgeschrieben, um geeignete Bewerbende zu akquirieren. Dies ist jedoch ein stadtweites 
Phänomen und nicht nur in der Ausländerbehörde zu finden. 
 
Der durchschnittliche Zeithorizont bis zur Nachbesetzung von Stellen beziffert sich für die 
Stellen des Fachbereichs Ausländerbehörde auf durchschnittlich 150 Kalendertage. 
 
Durch den verbreiteten Fachkräftemangel im öffentlichen Dienst führt die weite Öffnung des 
Anforderungsprofils und die damit verbundene überwiegende Einstellung von externen Be-
werbenden zu längeren Wartezeiten im Besetzungsprozess, auf Grund von 
Kündigungsfristen, ärztlichen Einstellungsuntersuchungen, Prüfung der persönlichen 
Eignung und allgemeinen Terminfindungshemmnissen. Die Nachbesetzung einer Stelle ist 
mithin auch von Faktoren abhängig, auf die mittelbar kaum Einfluss genommen werden kann. 

 
8. Welche Konsequenzen erzeugen dauerhafte Änderungen im Asyl- und 

Migrationsrechts mit Blick auf die Verlängerung von Bearbeitungsdauern von Anträgen 

und insbesondere Integrationsprozesse? Inwiefern lässt sich der dadurch entstehende 

finanzielle Mehraufwand für Personalressourcen und Co. konkret kalkulieren? 

 
Antwort zu 8. 
Dauerhafte Änderungen im Asyl- und Migrationsrecht können erhebliche Konsequenzen für 
die Bearbeitungsdauern von Anträgen und die Integrationsprozessen haben und verhindern, 
dass rechtliche Sicherheit entsteht. Die Mitarbeitenden in den Behörden müssen geschult, 
Bearbeitungsprozesse (z.B. auch digitale Angebote) müssen erneut überarbeitet werden.  
Dies führt zu verlängerten Bearbeitungszeiten und Unsicherheiten bei den Menschen, bei 
Unternehmen und anderen Beteiligten. 
Wenn Menschen nicht wissen, ob sie bleiben dürfen, sind sie weniger geneigt, sich in die 
Gesellschaft zu integrieren. Es ist wichtig zeitnah klar zu sagen, wer bleiben darf und wer das 
Bundesgebiet wieder verlassen muss.  
 
Verlängerte Verfahren können zu höheren Kosten für die öffentliche Hand führen. Dies betrifft 
sowohl die Bereitstellung von Unterkünften als auch die sozialen Dienstleistungen, die 
während der Wartezeit benötigt werden.  
 
Der finanzielle Mehraufwand wird in jeder Gesetzesbegründung betrachtet und wurde selten 
konkret kalkuliert und kann gar nicht eingeschätzt werden.  
 
Die Ausländerbehörde erarbeitet ab Mai 2025 in einem Projekt neue Kennzahlen, die die 
Möglichkeit schaffen sollen, eine valide Berechnung des benötigten Personals abzubilden.  
Erst nach Festlegung der Kennzahlen kann später in einem Soll /Ist Vergleich der finanzielle 
Mehraufwand dargestellt werden.  
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Der finanzielle Mehraufwand kann durch die Berechnung der zusätzlichen Arbeitsstunden 
ermittelt werden, die Mitarbeiter für die Bearbeitung von Anträgen aufwenden müssen. Dazu 
gehören Gehälter, Sozialabgaben und mögliche Überstunden. 
 
Betriebskosten: Die Kosten für die Bereitstellung von Unterkünften, Verpflegung und anderen 
sozialen Dienstleistungen während der verlängerten Bearbeitungszeiten müssen ebenfalls 
berücksichtigt werden. 
 
Langfristige Kosten: Es ist wichtig, auch die langfristigen Kosten der Integration zu betrachten. 
Wenn Menschen länger in unsicheren Verhältnissen leben, kann dies zu höheren Kosten in 
den Bereichen Gesundheit, Bildung und soziale Unterstützung führen. 
 
Statistische Daten: Um eine konkrete Kalkulation vorzunehmen, können statistische Daten 
über die Anzahl der Anträge, die durchschnittliche Bearbeitungszeit und die damit 
verbundenen Kosten herangezogen werden. Diese Daten können von den zuständigen 
Behörden oder Forschungsinstituten bereitgestellt werden. 
 
Insgesamt erfordert die Kalkulation des finanziellen Mehraufwands eine umfassende Analyse 
der verschiedenen Faktoren, die durch Änderungen im Asyl- und Migrationsrecht beeinflusst 
werden. Ein ganzheitlicher Ansatz ist notwendig, um die Auswirkungen auf die Gesellschaft 
und die öffentlichen Finanzen zu verstehen. Andauernde rechtliche Änderungen führen zu  

 
9. Wann wurden Menschen, die nach Ukraine-Aufenthalts-Übergangsverordnung einen 

Aufenthaltsstatus genossen haben, über den Ablauf ihrer Aufenthaltsberechtigung im 

Vorfeld im Durchschnitt informiert? Welche Bemühungen wurden hier seitens der 

Ausländerbehörde unternommen, sich im Einzelfall Integrationsfortschritte zu 

vergegenwärtigen, wenn sich die betroffenen Personen bspw. in 

Arbeitsgelegenheitsmaßnahmen oder Berufsanerkennungsverfahren o.ä. befinden? 

 
Antwort zu 9. 
In den Terminen mit Migrationsberatungsstellen und über das Migrationsnetzwerk sind 
Informationen an die betroffenen Menschen geflossen. In den Medien wurde informiert. In 
Magdeburg leben ca. 4000 Ukrainer, die unter die Verordnung fallen. Zahlreiche 
Drittstaatsangehörige, die bisher privilegiert waren, mussten geprüft, eingeladen und befragt 
werden.  Die Ausländerbehörde hat keine personellen Ressourcen, Integrationsfortschritte zu 
begleiten und diese Fortschritte sind für den weiteren Verbleib im Bundesgebiet bisher nicht 
entscheidungsrelevant.  
Allein auf dem Integrationsportal Sachsen-Anhalt sind 19 Beratungsstellen verlinkt, wobei die 
Koordinierungsstelle Engagement Ukraine alle wichtigen Informationen zur Verfügung stellt.  

 
 
 
Krug 
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